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Die Industriegesellschaft hat ausge-
dient. Die Moderne ist vorüber. Die
Europäische Union stellt dazu fest:
„Die rasante Entwicklung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologi-
en wird [. . .] einen so umfassenden
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Wandel bringen, dass bereits von einer
dritten industriellen Revolution ge-
sprochen wird. An deren Ende wird die
Informationsgesellschaft stehen.“2

Die mythologischen Züge dieser
ebenso pathetischen wie lapidaren Sät-
ze – vom Wandel, der in einer Revolu-
tion gipfelt, hin zur erlösenden Infor-
mationsgesellschaft – dürfen freilich
nicht über die tatsächlichen Verände-
rungen in unseren Gesellschaften hin-
weg täuschen: Zwei von drei Beschäf-
tigten sind im weit gefassten Bereich
der Informationsverarbeitung tätig.3

Selbst konservative Schätzungen ge-
hen davon aus, dass mit der Jahrtau-
sendwende zehn Prozent des amerika-
nischen BIP vom Kernbereich der Infor-
mations- und Kommunikationstechno-
logie erwirtschaftet werden.4

Im Mittelpunkt der Informationsge-
sellschaft steht – nicht der Mensch,
sondern die Information.5 Sie tritt an
die Stelle körperlicher Güter im Waren-
austausch. In den gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Auseinanderset-
zungen geht es vermehrt um die Zu-
ordnung des Gutes Information.6 Und
im Gegensatz zu den massenpro-
duzierten Gütern der bekannten In-
dustriegesellschaft wird Information

durch Konsum nicht knapp. Die infor-
mationswirtschaftlichen Paradigmen
unterscheiden sich daher von den ge-
wohnten ökonomischen Ansätzen.

Der Wandel wird durch techno-
logische Entwicklungen, die unter
dem Schlagwort der „neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gien (NIKT)“ zusammengefasst sind,
möglich. Sie erlauben die Umsetzung
nahezu beliebiger Information – Text,
Grafiken, Bilder, Töne, Video – in einen
einzigen universellen binären Code.
Diese Digitalisierung7 der Informa-
tionsnetze eröffnet dem an die Netze
angebundenen Anwender beeindru-
ckende Möglichkeiten:
◗ geografische Distanzen zerschmel-
zen (Ubiquität)8

◗ am gleichen Netz verbringt man Ar-
beit und Freizeit, ist tätig und erholt
sich (Universalität)
◗ vermischen sich technisch die Rollen
von Produzent, Distributor und Konsu-
ment, jeder ist alles – und nichts (Kon-
vergenz)9

Damit entstehen die Strukturen für
(jedenfalls theoretisch – auf die Gren-
zen dieser Vorstellung hat Clifford
Stoll10 ausführlich hingewiesen) den
weltweiten, unmittelbaren und glei-
chen Zugang zur Information.

Im Zentrum dieser Betrachtung
steht die Reaktion des Rechts auf die
Information. Dabei ist eine Klarstellung
von Nöten: Das „Phänomen“ Informa-
tion ist in unseren Gesellschaften nicht
neu. Information prägt als Prämisse

der Individualkommunikation die ge-
sellschaftliche Entwicklung bereits seit
Jahrtausenden. Das Recht hat auf die-
ses „Phänomen“ von Anbeginn rea-
giert. Neu ist allerdings der gesell-
schaftliche, vor allem aber wirtschaftli-
che Stellenwert, den die Information in
den letzten Jahren erreicht hat. In der
viel zitierten Informationsgesellschaft
ist denn auch die Information nicht
mehr etwa in Form von Werbung Werk-
zeug zur wirtschaftlichen Gütervertei-
lung, auch nicht mehr deren bloßes
Surrogat, sondern selbst Gegenstand
des primären Güteraustausches.

Auf die neue Wertigkeit der Infor-
mation, ihrer Verarbeitung und ihres
Austausches haben die nationalen
Rechtsordnungen auf vielfache Weise
reagiert. In Fortführung der oft kriti-
sierten, aber nicht an sich falschen
„Bindestrich“-Kategorisierung wurden
die unterschiedlichen Regulierungen
der Information unter dem Begriff des
„Informations-Rechts“ zusammenge-
fasst, ohne dass damit freilich schon et-
was über den Inhalt des Begriffes ge-
sagt wäre.

Steinmüller, als Kirchenrechtler mit
den mystischen Dingen durchaus ver-
traut, hat schon zu Anfang der Siebzi-
gerjahre begonnen, sich eingehend mit
dem Phänomen der „Informatisierung“
unserer Gesellschaft auseinander zu-
setzen. Für ihn ist das Informations-
recht das „Problem gesellschaftlicher
Informationskontrolle angesichts einer
im Gefolge der ADV sich zunehmend
verändernden Informationsverteilung
in der Gesellschaft“.11 Ziel des Informa-
tionsrechtes ist für Steinmüller, wie für
den ähnlich argumentierenden Pod-
lech12, die bestmögliche Technikgestal-
tung.

Auch Bull fordert als Bundesdaten-
schutzbeauftragter ein Jahrzehnt spä-
ter ein „zu schaffendes Informations-
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1 Dies ist die nur in den Quellen er-
gänzte Druckfassung eines Vortra-
ges, gehalten auf der 5. Tagung des
Jungen Forums Rechtsphilosophie,
1.–3. Mai 1997 in Wien.
2 Europäische Kommission, Die In-
formationsgesellschaft (1996), 3.
3 Studie der Deutschen Industrie,
ARD/ZDF-Videotexttafel 584, 7. 10.
1995.
4 Mitteilung der Kommission an
den Rat, das Europäische Parlament,
den Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss und den Ausschuss der Re-
gionen, Die Bedeutung der Informa-
tionsgesellschaft für die Politik der

Europäischen Union – Vorbereitung
auf die nächsten Schritte, KOM(96)
395 endg., 2. 1997 waren in der In-
formationswirtschaft alleine in
Deutschland mehr als 1,4 Millionen
Menschen beschäftigt; Presse-
mitteilung des Bundesministeriums
für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie vom 4. 7.
1997.
5 Diesen Eindruck muss man bei in-
haltlichen Studium der Mitteilun-
gen der EU gewinnen, auch wenn
die dort enthaltene Rhetorik ande-
res glauben machen will. Vgl. Mit-
teilung der Kommission, Die Be-

deutung der Informationsgesell-
schaft, 9 f.
6 So schon Branscomb, Who Owns
Information? – From Privacy to Pu-
blic Access, 1994.
7 Dazu statt vieler Negroponte, To-
tal Digital, 1997.
8 Cairncross, The Death of Distance
(1997).
9 Vgl nur Maier-Rabler, Die neuen
Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, in Mayer-Schön-
berger/Schneider-Manns-Au, Der
Jurist am Info-Highway – Über die
Zukunft eines Berufsstandes, 1997,
28.

10 Stoll, Die Wüste Internet – Geis-
terfahrten auf der Datenautobahn
(1996).
11 Steinmüller, Quo vadis, Compu-
ter? – Vermutungen über Alternati-
ven künftiger sozio-ökonomischer
Entwicklungen, in Hoffmann/Tie-
tze/Podlech (Hrsg), Numerierte Bür-
ger (1975), 139 ff, hier 139.
12 So besonders in Podlech, Daten-
schutz im Bereich der öffentlichen
Verwaltung (1973).



recht“. Dieses wäre allerdings kein
„Recht der Informationstechnik“ mehr.
Er sieht es vielmehr als Recht der Infor-
mationsbeziehungen, das von den „be-
troffenen Interessen her konzipiert
werden“ müsste.13

Sieber stellt, vielleicht bedingt
durch seine Profession als Strafrechtler,
in seiner Sichtweise des „Informations-
rechts“ nicht auf die Rechtsbeziehun-
gen, sondern auf das „Tatobjekt“ ab:
die Information. Für ihn löst sich das
Informationsrecht „vom Technikbezug
und fragt allgemeiner nach den grund-
sätzlichen Problemen im Umgang mit
Information“.14

Alle drei haben Recht – und irren
trotzdem. Denn ihre bemerkenswerten
Versuche inhaltlicher Klarstellung des
Begriffes „Informationsrecht“ konter-
karieren sich durch die Überbetonung
bestimmter, aber nicht bestimmender
Teilaspekte.

So mag man – etwas entnervt vom
zwei Jahrzehnte tobenden Grundsatz-
streit – versuchen, sich mit der Frage
zu beschäftigen, welche Gebiete „In-
formationsrecht“ umfasst, anstatt sich
der sisyphosischen Suche nach einer
passenden Definition hinzugeben. Frei-
lich darf uns bei der Unterteilung des
Begriffes in mögliche Subkategorien
nicht verborgen bleiben, dass wir da-
mit jedenfalls potentiell das zerstören,
was wir angingen zu retten: „Informa-
tionsrecht“ als Begriff. So muss jede
„Einteilung“ von Informationsrecht im
Wissen um seinen möglichen Zerfall
erfolgen, als „Strukturbereinigung I“,
als erste einer Reihe von „Strukturbe-
reinigungen“, die hier im Stil der akro-
nymisierten Welt des Cyberspace nur
„StruBe“ genannt werden und denen
sich dieser Beitrag nicht ohne die not-
wendige Ironie widmet.

Auch Sieber versuchte sich zuletzt
an einer Einteilung des Informations-
rechts. Er nennt die Kategorien Ver-
fügungsrechte an Information, Betrof-
fenenrechte, Informationsansprüche,

Haftung für Information und „weitere
Sachgebiete“. Letztere entpuppt sich
bei genauerem Hinsehen allerdings als
Sammelsurium all dessen, was nach
Siebers Ansicht zwar zum Informa-
tionsrecht gehört, aber nicht so recht
in seine Kategorien passen will.15

Holzleithner16 hat jüngst einen neu-
en Anlauf genommen – pragmatisch
und – im Gegensatz zu Sieber – ohne
Anspruch auf Vollständigkeit. Für sie
umfasst das von „Cyberlaw“ apostro-
phierte, cyberspace-spezifische Infor-
mationsrecht die drei Bereiche: „Cyber-
content“, „Cyberlinks“ und „Cyber-
structure“.

Cybercontent bezeichnet alle Versu-
che des Gesetzgebers, Informationsin-
halte am Cyberspace zu regulieren.
Darunter fallen die inhaltlichen Zensur-
bestimmungen des amerikanischen
Communications Decency Act17 genau-
so wie ähnliche Bestimmungen des
österreichischen Telekommunikations-
rechts.18

In diesem Bereich finden die aktuel-
len öffentlichen rechtlichen und rechts-
politischen Auseinandersetzungen
statt. Wenn CompuServe von der
Münchner Staatsanwaltschaft gezwun-
gen wird, den Zugang zu Newsgroups
am Internet zu sperren, protestieren
hunderttausende „Netizens“ mit er-
bosten Emails.19

Wenn die Computer eines Wiener
Internet-Providers als Beweismittel in
einem gegen einen seiner Kunden ge-
richteten Verfahren wegen Kinderpor-
nografie beschlagnahmt werden, schal-
ten aus Protest die österreichischen
kommerziellen und akademischen
Netzbetreiber für zwei Stunden das In-
ternet aus und der Rundfunk berichtet
live.20

So läuft die Entwicklung der Regeln
für Cybercontent unter großer öffentli-
cher Beteiligung ab, ohne damit aber
freilich die in der Diskussion aufbre-
chenden grundsätzlichen Regelungs-
probleme zu begreifen und damit erst

einer Lösung zuführen zu können. Im
Gegenteil.

Die zweite Gruppe, Cyberlinks, be-
zeichnet die Verrechtlichung der
Schnittstelle zwischen der Virtualität
im Cyberspace einerseits und der Reali-
tät konkreter Individuen andererseits.
Davon umfasst ist das Gebiet des Da-
tenschutzes und des Rechtsschutzes
des Schöpfers unkörperlichen, sog
„geistigen“ Schaffens, mithin also das
Immaterialgüterrecht.

In diesem Bereich diskutieren Ex-
pertinnen und Experten unter dem
Vorwand, lediglich auf der Suche nach
der dogmatisch „sauberen“ Definition
von Rechtsansprüchen Einzelner auf In-
formationen im Cyberspace zu sein,
und beraten unter weit gehendem öf-
fentlichem Desinteresse die entschei-
denden Macht- und Vermögenszuord-
nungsfragen der „informierten Gesell-
schaft“.

Ein Beispiel mag die Tragweite die-
ser Zuordnungsfrage zu illustrieren:
Das amerikanische Softwareunterneh-
men Microsoft hat keinen Grundbesitz,
kein beeindruckendes Anlagevermö-
gen und ein zu vernachlässigendes Wa-
renlager. Sein einziger Reichtum ist im-
materielle Software.21

Erst durch den zwar zum Urheber-
recht gerechneten, jedoch konzeptio-
nell durchaus genuinen Schutz der
Software – auch in den USA keine zwei
Jahrzehnte alt – konnte Microsoft seine
Ansprüche an der entwickelten Soft-
ware auch gesetzlich durchsetzen. Die-
se Rechtsansprüche sind der einzige
wesentliche Vermögenswert des Unter-
nehmens. Nur daraus – zieht man
17 Milliarden Dollar an Barvermögen
ab – begründet sich sein Marktwert
von etwa 589 Milliarden U$.22 Jede Ver-
änderung der Rechtsansprüche an In-
formation hat daher vielfältige und
nachhaltige Auswirkungen auf die In-
formationswirtschaft und erklärt das
intensive Expertenlobbying im rechts-
politischen Vorfeld.
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13 Bull, Vom Datenschutz zum In-
formationsrecht – Hoffnungen und
Enttaeuschungen, in Hohmann (Hg),
Freiheitssicherung durch Daten-
schutz (1987), 173 hier 181.
14 Sieber, Rechtsinformatik und In-
formationsrecht, Jura 1993, 561, hier
568.
15 Sieber, Informationsrecht, 568 f.
16 Holzleithner/Mayer-Schönber-
ger, Deconstructing Cyberlaw, Vor-
trag bei den Österreichischen Kom-

munikationswissenschaftlichen Ta-
gen „Time after Media“ (1996), am
WWW unter http://www.komdat
.sbg.ac.at/kwt, eine neuere Fassung
findet sich unter gleichem Titel in
Juridikum 2/97, 30.
17 47 U.S.C. § 609 ff.
18 Vgl. § 75 TKG, nahezu wortgleich
mit dem früheren § 16 FernmeldeG;
zu ersterem Schmölzer/Mayer-
Schönberger, Das Telekommunika-
tionsgesetz 1997 – Ausgewählte

rechtliche Probleme, ÖJZ 1998,
378, hier 381 f, zu zweiterem
Brandl/Mayer-Schönberger, Die
Haftung von Online-Diensten für
übermittelte Inhalte, ecolex 1996,
129 ff.
19 Vgl Sex on the Internet, The Eco-
nomist, 6. 1. 1996, 18.
20 Kuch/Lehmann, Justiz-Storno für
Internet-Porno, News 13/97, 43 f.
21 Vgl. dazu die am Internet zu-
gängliche Jahresbilanz des Unter-

nehmens unter http://www.
nasdaq.com/disclr/pdf/10539.pdf.
22 Durch den Internet-Boom hat
sich trotz Kartellverfahren die Macht
von Microsoft nur noch verstärkt:
Zum Zeitpunkt des Vortrages im Mai
1997 belief sich das Barvermögen
von Microsoft auf „nur“ 9 Milliarden
US $, der Börsenwert auf „lediglich“
120 Milliarden US $.



Im dritten Bereich des Informa-
tionsrechts schließlich geht es um die
rechtliche Fassung der Gestaltung der
Informations- und Kommunikations-
strukturen. Nicht die Information, son-
dern ihr technisch-organisatorisches
Umfeld ist Ziel dieser Regulierungen.

Auch dieser Bereich befindet sich
weitgehend außerhalb der öffentlichen
Auseinandersetzung. Nur einzelne „Re-
gulierungsspitzen“ führten in den ver-
gangenen zwei Jahrzehnten zu mitun-
ter jedoch massiven Bürgerprotesten:
Volkszählung, Personalausweis, BTX,
Rasterfahndung, Lauschangriff. Gleich-
zeitig stellten die Proteste vielfach
nicht die technisch-organisatorische
Struktur, sondern die Betroffenenfrage
in den Mittelpunkt. Die tatsächlichen
Strukturnormierungen, von ISDN über
das TKG und das in Deutschland verab-
schiedete Informations- und Kommuni-
kationsdienstegesetz (IuKDG) bis zu
den „neuen“ Gesetzen zur elektroni-
schen Signatur (SigG) und dem Daten-
schutz (DSG2000) bleiben dem tages-
politischen Diskurs fern.

Gleichzeitig begegnet man in der
wissenschaftlichen Diskussion im Be-
reich der „Cyberstructure“ den Vertre-
terinnen und Vertretern der rechtli-
chen Technikgestaltung der Siebziger-
jahre. So soll nach Kubicek auch in der
von den „offenen Netzen“ geprägten
Informationsgesellschaft ein Verfahren
unter weitgehender Beteiligung der
potentiell Betroffenen die Infrastruktu-
ren zur Informationskreation, -distri-
bution und -konsumtion bereits in der
Planungs- und Entstehungsphase bür-
gergerecht formen.23 Dieser Ansatz
birgt in sich eine prozess-perfektionie-
rende Dimension, wie sie auch Ely24

vertritt: Im Ergebnis wird gut, was
durch das „richtige“ Verfahren ging.

Steinmüller schlägt dazu vor, „durch
eine Kombination technischer, organi-
satorischer und rechtlicher Maßnah-
men das entstehende Computerver-
bundnetz so umzugestalten, dass es
sozial beherrschbar und rechtlicher

Normierung zugänglich wird.“25 Sein
Modell, in dem er sich ausdrücklich
auch auf den Ansatz Podlechs bezieht,
soll die Infrastrukturen wieder in den
Rechtskreis und damit in die gesetzli-
che Normierbarkeit zurückführen.

Diesen Modellen der bewussten
Technikgestaltung stellten in den letz-
ten Jahren die nationalen europäischen
und amerikanischen Gesetzgeber, vor
allem aber auch die Europäische Union
eine durchaus andere Sichtweise ge-
genüber. Betroffenenrechte und sozia-
le Grundversorgungsnotwendigkeiten
finden sich zwar in durchaus ernst ge-
meinten Grünbüchern, Studien und im
Ansatz auch in Normen und Richtlini-
en. Im Visier hat man aber anderes. Die
Brüsseler Strukturregulate stehen klar
unter dem Stern der „offenen Netz-
werk-Plattform“. Regulierungsinhalt
sind die Umstände der Netz-Zusam-
menschaltung, der Sicherstellung ge-
meinsamer technischer Standards und
weit gehender Interkonnektivität. Ge-
regelt wird so, dass sich die einzelnen
Einheiten (Netze, Einrichtungen etc.)
gegenseitig „verstehen“ und die Struk-
turen untereinander immer enger ver-
woben und verschaltet werden kön-
nen. Regulierungsziel ist die vollständi-
ge Liberalisierung und die Pluralität
der Netze. Im Zuge einer großen
„Strukturbereinigung“, folgerichtig
kurz als „StruBe II“ abzukürzen, gilt es,
veraltete, nationale Monopolstruktu-
ren durch moderne (oder gar „post-
moderne“?), vielfach interoperable
Netzwerke zu ersetzen.

Genau das aber ist die Apokalypse
für die Technik gestaltende Cyberstruk-
turalistin: überkomplexe, offene Netze,
deren Gefährdungspotential nicht nur
nicht abgeschätzt wurde, sondern gar
nicht mehr abgeschätzt werden kann.

Durch die weltweite Verflechtung
der Informationsnetze wird jedoch „In-
formationsrecht“, wenn es diesen Be-
griff denn gibt, anders herausgefordert
als in den altbekannten Debatten ein-
bekannt wurde. Deregulierung und Li-

beralisierung, aber auch nationale
Technikgestaltung beschreiben vielfach
thematische Schauplätze vergangener
gedanklicher Auseinandersetzungen.

Eine erste dieser neuartigen Heraus-
forderungen stellt die Konvergenz, also
die Aufhebung der Unterscheidungen
zwischen Konsumenten und Produzen-
ten, zwischen Massen- und Individual-
kommunikation dar. Darüber wurde be-
reits ausführlich im Bereich des Medi-
enrechts publiziert. Geändert hat es
wenig, wie der deutsche (Landes-)Ge-
setzgeber mit der teilweisen Über-
schneidung von Mediendienstestaats-
vertrag26 und Informations- und Kom-
munikationsdienste-Gesetz (IuKDG)27,
der amerikanische Gesetzgeber mit
dem CDA28 oder die drei Versuche und
die tatsächliche Fassung des öster-
reichischen Telekommunikationsgeset-
zes29 eindrücklich unter Beweis stell-
ten.

Entscheidender als die Herausforde-
rung durch die Konvergenz mag aber
die Qualität der eingangs erwähnten
Ubiquität der Information, sowie ihrer
Anbieter und Rezipienten auf den Net-
zen sein. Sie lässt den national regulie-
renden, ja selbst den europaweit agie-
renden Gesetzgeber strukturell zurück.
Informationsbestände, die von nationa-
len Normen bedroht werden, können in
Sekunden auf anderen Orten verfügbar
gemacht werden. Schon entwickeln
sich in der bestenfalls im Entstehen be-
griffenen globalen Informationsgesell-
schaft Informations-„Billigflaggenlän-
der“, die im Gegenzug zu wirtschaftli-
chen Vorteilen bereit sind, andernorts
unerwünschte Informationen in ihrem
Land zu domizilieren und weltweit zu-
gänglich machen zu lassen.30

Der digitale deutsche Pornosatelli-
tenkanal, der terrestrisch via Polen ge-
speist wurde, der in Kanada befindli-
che Web-Server der peruanischen Gei-
selnehmer Tupac Amaru, das in
Deutschland verbotene, über die Nie-
derlande zugängliche „radikal“, das in
den USA „gehostete“ neonazistische

juridikum 0/00 Seite 25e

recht & gesellschaft >>

23 Berger/Kubicek, Optionen der
Telekommunikation – Materialien
für einen technologiepolitischen
Bürgerdialog, o. J.; Kubicek/Rolf,
Mikropolis – Mit Computernetzen
in die „Informationsgesellschaft“
(1986).
24 Ely, Democracy and Distrust
(1981)
25 Steinmüller, Riskante Netze
(1990), 99 ff.

26 Mediendienste-Staatsvertrag,
http://www.vieweg.de/dud/dud/
doks/medstv97.htm; dazu eindrück-
lich Waldenberger, Teledienste, Me-
diendienste und die „Verantwort-
lichkeit“ ihrer Anbieter, MMR 1998,
124; aber auch von Heyl, Teledienste
und Mediendienste nach Tele-
dienstgesetz und Mediendienste-
staatsvertrag, ZUM 1998, 115.

27 BGBl I 1997/52 vom 28. 7. 1997,
1870.
28 47 U.S.C. § 609 ff;
aufgehoben durch Reno v ACLU,
http://www2.epic.org/cda/
cda_decision.html; dazu Kilches,
Supreme Court hebt Internetgesetz
auf, MR 1997, 131 sowie Mayer-
Schönberger, Von den feinen Unter-
schieden – Ein Ergänzung zu Kilches,
MR 1997, 235.

29 BGBl I 1997/100; dazu auch
Schmölzer/Mayer-Schönberger, Das
Telekommunikationsgesetz 1997.
30 Dazu Mayer-Schönberger/Foster,
A Regulatory Web: Free Speech and
the Global Information Infrastruc-
ture, in Kahin/Nesson, Borders in
Cyberspace (1997), 235, hier 242.



Bürgerforum Österreich und die in Be-
lize domizilierten amerikanischen In-
ternet-Glücksspielanbieter sind nur ei-
nige Beispiele für die Transienz und
Ubiquität von Information in den glo-
balen Informationsinfrastrukturen.

Und unter der Voraussetzung der
auf den Netzen weitgehend zu ver-
nachlässigenden Transaktionskosten31

bewegt sich die Netzregulierung schon
aus wirtschaftlichem Druck nach einer
anfänglichen Phase der Anlasslegefe-
rierung, so kann man argumentieren,
in Richtung des liberalsten Teilnehmer-
staates (das bekannte „race to the bot-
tom“). Daran können „beherzte“ natio-
nale Durchsetzungsversuche ein-
schließlich Medienecho, aber auch Sa-
marajivas Gegenargument vom „chil-
ling effect“ – die durch Durchsetzungs-
versuche einiger Staaten verursachte
überschießende, globale Zurückhal-
tung etwa in der Meinungsäußerung
am Netz – nationaler Anlassgesetzge-
bungen nichts ändern.

Die Pragmatiker einer nationalen
Gesetzgebung nehmen die Imperfek-
tion in der Durchsetzung ihrer Netz-
normen als Gegebenheit hin. Als An-
lassgesetz gedacht hat es seinen osten-
tativen Zweck der (wenn auch nur tem-
porären) durch die mediale Hochstili-
sierung notwendig gewordenen Ein-
grenzung unmoralischer Netzumtriebe
erreicht. Das ist der Ansatz des „re-
striktiven“ Singapurs.

Die optimistischen Gesetzgeber hinge-
gen fordern und planen internationale
Kooperation, Koordination und Rechts-
angleichung. Der frühere deutsche Zu-
kunftsminister, die Europäische Kom-
mission, die G7 und unzählige andere
rechtspolitisch sich berufen fühlende,
äußerten sich in diese Richtung.32

Selbst plurilaterale Abkommen müssen
aber – wie etwa Samarajiva zeigte33 –
scheitern, wenn die grundsätzliche
technisch-organisatorische Offenheit
der Netzstruktur erhalten bleibt. Weil
diese Offenheit ein Produkt der techni-
schen Netztopologie ist, können auch
gezielte weltweite Versuche der Netz-

Umgestaltung keinen fortgesetzten Er-
folg haben. „Helfen“ könnte nur eine
vollständige Substitution des beste-
henden durch ein zentral kontrolliertes
neues Netz.

Fehlen aber grundsätzlich die
Durchsetzungsmöglichkeiten von In-
formationsrecht im Cyberspace, muss
– wenn man die imperfekte Pragmatik
einmal beiseite lässt – die Sinnhaf-
tigkeit eines „Informationsrechts“ im
traditionellen Sinn in Frage gestellt
werden.

Schon „rettet“ sich daher die infor-
mationsrechtliche Avantgarde in eine
neue Hypothese: Die neuen Netze sei-
en nicht nach dem Schritt vom nationa-
len zum internationalen Ansatz stehen
geblieben. Ubiquität, Konvergenz und
Universalität schaffen vielmehr die Vor-
aussetzungen dafür, dass die am Netz
anzutreffenden Menschen eine neue
Gemeinschaft bilden. Das Netz sei ein
„eigener virtueller Platz“, ein Mc-
Luhan’sches „globales Dorf “34.

Post untersucht vor diesem Hinter-
grund den „Cyberspace“ und listet eine
Reihe möglicher „Kontrollinstitutio-
nen“ am Netz auf. Sie reichen von der
handelnden Person selbst bis zum
Staat. In einer ökonomischen Analyse
der Auswahl der Kontrollinstitution
(„controller-selecting rules“) stellt er
fest, dass die einzelnen Netzwerk-Or-
ganisationen grundsätzliche Kontroll-
vorteile gegenüber dem Staat haben:
sie kontrollieren die technisch-organi-
satorischen Voraussetzungen für den
Zugang zu ihrer virtuellen Gemein-
schaft. Die Effektivität der staatlichen
Sanktionen ist hingegen umgekehrt
proportional zur Leichtigkeit und „Kos-
tenlosigkeit“, mit der Betroffene aus
dem staatlichen Kontrollregime aus-
brechen können. Weil aber genau diese
Mobilität konstitutives Element der vir-
tuellen Gemeinschaften ist, sei der
Staat als Kontrollinstitution fundamen-
tal benachteiligt. Das würde daher
nicht den Staat, sondern die Netzwer-
ke (als virtuelle Gemeinschaft) zur Kon-
trolle prädestinieren.35

Ausgehend von diesem ökonomi-
schen Ansatz entwerfen Post/Johnson
in einer viel beachteten Arbeit ein neu-
es Szenario: Nicht nur ökonomische
Überlegungen sprächen für ein Eigen-
leben der virtuellen Gemeinschaften.
Es sei zwar mit geringen Kosten ver-
bunden, virtuellen Gemeinschaften
beizutreten oder sie wieder zu verlas-
sen. Die virtuellen Gemeinschaften sei-
en damit aber nicht frei von Grenzen.
Im Gegenteil: Virtuelle Gemeinschaf-
ten grenzten sich vielfältig und dauer-
haft von anderen (virtuellen und rea-
len) Gemeinschaften ab. Sie seien da-
her schon „a separate place“.36

Samarajiva nimmt dabei den Fall
Thomas als eindrückliches, wenngleich
auch selbstzerstörerisches Beispiel:
Das Ehepaar Thomas betrieb in Kalifor-
nien ein elektronisches BulletinBoard-
System. Wer Zugriff auf dieses System
haben wollte, musste nicht nur monat-
liche Gebühren entrichten, sondern
wurde vorher schriftlich aber auch tele-
fonisch von Herrn Thomas befragt. Erst
wenn für ihn außer Zweifel stand, dass
es sich beim Mitgliedschaftswerber um
eine erwachsene Person handelte und
der Werber sich vertraglich zu be-
stimmtem „Wohlverhalten“ verpflichte-
te, erhielt er das für den Zugang not-
wendige Kennwort. Mit diesem Kenn-
wort konnte sich das Mitglied via Tele-
fon und Modem in das System der Fa-
milie Thomas in Kalifornien einwählen
und von deren Festplatte pornografi-
sche Bilder übertragen.

Nach amerikanischem Recht ist der
Handel mit Pornografie über Telefon-
leitungen strafbar. Pornografie aller-
dings ist, nach dem Miller-Test37 im We-
sentlichen das, was die lokale Gemein-
schaft in Form der Jury als pornogra-
fisch erachtet.38 Entscheidend dabei
ist, dass als „richtige“ lokale Gemein-
schaft jene des Empfängers zu wählen
ist. So konnte ein Postinspektor in der
konservativen lokalen Gemeinschaft
von Memphis, Tennessee, nachdem er
ein Kennwort von den Thomas bean-
tragt und erhalten hatte, erotische Bil-
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31 Dazu jüngst Samarajiva, Cyber-
content, Juridikum 2/97, 36 ff., hier
36; aber auch schon Johnson/Post,
The Rise of Law on the Global Net-
work, in Kahin/Nesson, Borders in
Cyberspace (1997), 3, hier 6.
32 Vgl nur Communication from
the Commission to the European
Parliament, the Council, the
Economic and Social Committee

and the Committee of the Regions,
The Need for Strengthened Interna-
tional Coordination, COM (98) 50,
sowie Ministererklärung, Global
Information Networks, 1997,
http://www2.echo.lu/bonn/
finalde.html.
33 Samarajiva, Cybercontent, 36.
34 McLuhan, Understanding Media
(1964), Part I Introduction: „As elec-

tronically contracted, the globe is no
more than a village.“
35 Vgl dazu den ökonomischen An-
satz von Post, Anarchy, State and the
Internet: An Essay on Law-Making in
Cyberspace, 1995 Journal of Online
Law, art. 3.
36 Johnson/Post, Law and Borders,
Release 1.0 6/1996, http://www.
edventure.com/release1/

0696body.html auch unter http://
www.cli.org/X0025_LBFIN.html; vgl
auch Johnson/Post, The Rise of Law
on the Global Network, 13 f.
37 Miller v California, 314 US 15
(1973).
38 Tatsächlich geht es um die Kon-
kretisierung des Begriffsinhaltes der
Obszönität („obscenity“).



der vom System der Thomas auf seinen
Computer elektronisch übertragen. Im
anschließenden Verfahren stellten –
nicht überraschend – die Mitglieder
der Jury von Memphis fest, dass diese
Bilder Pornografie seien und die Tho-
mas dafür einzustehen hätten.

Genau das sei aber, so Samarajiva,
die falsche lokale Gemeinschaft gewe-
sen. Richtig hingegen wäre es, die mo-
ralischen Standards der virtuellen Ge-
meinschaft im Cyberspace, also etwa
der Mitglieder des Thomas’schen
BulletinBoardSystem anzuwenden.

Kern dieses Argumentes ist die An-
sicht, dass zwar abstrakte Normen der
realen Gemeinschaft auch in virtuellen
Gemeinschaften gelten, aber auf deren
Maßstäbe zu rekurrieren sei. Das ist
„Cyberlaw der ersten Stufe“. Freilich
birgt diese Konzeption zwei Probleme:

Erstens: Die Gerichte vertreten sie
nicht. Das Ehepaar Thomas wurde zu
mehrjährigen Haftstrafen verurteilt.
Das Urteil wurde in allen Instanzen be-
stätigt.39 Zweitens können die Vertre-
ter dieser Konzeption einer „virtuellen
lokalen Gemeinschaft“ nicht klar ma-
chen, welche reale Normen mit wel-
chen virtuellen Standards zu verbin-
den, wo also zwischen diesen Berei-
chen die Grenzen zu ziehen seien. Sol-
len tatsächlich zur Konkretisierung des
Standards der Gemeinschaft nur – wie
die Verteidigung es wollte – jene User
des Thomas’schen Systems befragt
werden? Oder wäre die richtige virtuel-
le Gemeinschaft jene der Internetan-
wender aus Tennessee oder Kaliforni-
en, oder alle Amerikaner, die mit dem
Internet arbeiten, oder am Ende alle
Menschen, die mit dem Internet ver-
bunden sind?

Den ganzen Weg geht die – freilich
nicht dogmatisch vertretene – Ansicht,
dass virtuelle Gemeinschaften als sol-
che zwar gänzlich außerhalb des gel-
tenden Rechts stünden, als „Gemein-
schaften“ aber zur Herausbildung eige-
ner Regeln, eines eigenen „Cyberlaw“,
und zur Selbstbindung an diese Regeln
nicht nur willens, sondern auch in der
Lage seien. Das unterstreiche etwa die
Verfassungsgeschichte des Lambda-
MOO40 für den Bereich der Normset-
zung in virtuellen Gemeinschaften,
aber auch das Projekt „Virtual Magis-
trate“41, eine vorübergehend recht er-
folgreiche virtuelle Streitschlichtungs-
stelle im Internet, an deren Konstitu-
tion Post/Johnson mitgewirkt haben,
als Beispiele für Rechtsprechung und
Durchsetzung in den virtuellen Ge-
meinschaften.

Damit habe man der drohenden
Erodierung der Autorität des Rechts
auf den Netzen mit einem genuin netz-
spezifischen Ansatz die Stirn geboten.
Es gelte lediglich, den Cyberspace von
den „Überresten“ nationaler Rechts-
normen zu befreien und neues Cyber-
space-spezifisches Informationsrecht
zu schaffen. Ob dieses Cyberlaw ein
einziges homogenes Informationsrecht
einer virtuellen Weltgemeinschaft sei,
oder doch nur der Sammelbegriff für
die so entstandenen Partikulärordnun-
gen tausender virtueller Gemeinschaf-
ten, bleibe offen. Nicht fest steht hin-
gegen die Tatsache, dass damit einer
dritten Strukturbereinigung (StruBe
III) das Wort geredet wird.

Die virtuellen Gemeinschaften bö-
ten so, nach Ansicht ihrer Befürworter,
gerade in einer Zeit, in der den Natio-
nalstaaten die Fähigkeit zur Kultivie-
rung der Verbindung zwischen dem In-
dividuum und dessen Gemeinschaft ab-
handen gekommen sei, geradezu eine

Aladdin’sche Wunderlampe der Er-
neuerung kommunitärer Ideen.42 Be-
wusst wird von Johnson/Post die Brü-
cke zu Sandel43 geschlagen: „The hope
for self-government today lies not in
relocating sovereignty but in dispers-
ing it. The most promising alternative
to the sovereign state is not a cosmo-
politan community based on the soli-
darity of humankind but a multiplicity
of communities [. . .] among which so-
vereignty is diffused.“44

Der Raum des Cyberspace aber ist
kein leerer Raum. Er ist – das stellen
selbst Post/Johnson immer wieder fest
– durch die konstituierenden tech-
nisch-organisatorischen Strukturen be-
reits in vielfältiger Weise bestimmt.
Über diese grundsätzliche Hürde
kommt auch cyberspace-spezifisches
Informationsrecht nicht hinweg. Und
den virtuellen Gemeinschaften im Cy-
berspace bleibt entweder, Recht zu
schaffen, das mit der dort gegebenen
(Natur-)Gesetzlichkeit nicht anzuwen-
den ist, oder in pragmatischer Kapitu-
lation sich auf jene Normen zu einigen,
die der Cyberspace strukturell ohnehin
vorgibt.

Und manchen, Juristen wie Politi-
kern, wird die von Mitchell45 vorausge-
sagte Erkenntnis dämmern, zu spät ge-
kommen zu sein: Die wahren Normen
des Cyberspace wurden bereits von
den Technikern und Informatikern,
ganz ohne Demokratie und Rechts-
staatlichkeit erdacht. „Law“, sagt er, „is
Code“46 – Programmcode. Dann aber
hätte sich – und damit endet diese Hy-
perbolie – das Informationsrecht auf
der Suche nach sich selbst gerade ei-
genhändig strukturbereinigt.47
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39 U. S. v. Robert A. Thomas and
Carleen Thomas, 74 F.3d 701 (6th Cir.
1996).
40 Mnookin, Virtual(ly) Law: A Case
Study of the Emergence of Law on
LambdaMOO, 15. Mai 1995.
41 http://vmag.cilp.org/

42 Vgl. dazu auch Johnson/Post,
The New ,Civic Virtue‘ of the
Internet, http://www.cli.org/
paper4.htm.
43 Sandel, America‘s Search for a
New Public Philosophy, Atlantic
Monthly März 1996,  72, wird denn
auch zustimmend von Johnson/Post

zitiert: vgl. nur Johnson/Post. The
Rise of Law on the Global Network,
FN 49, 66 und 72.
44 Johnson/Post, Law and Borders,
o. S.
45 Mitchell, City of Bits (1995), 110 f.
46 Id.

47 Diese Argumentationskette hat
jüngst – und weitaus überzeugen-
der – Lessig (Code: and other laws in
cyberspace, 1999) vetreten.


